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Wie wird man aufs einfachste Prophet? Wenn man eine Dummheit ausspricht und andere 
sie nachahmen. 
Robert Musil (1880-1942) 

Die deutsche Wehrmacht, die kampfstärkste Militärmacht Europas, die von den verbündeten 
europäischen Großmächten Frankreich, England und der UdSSR nicht gestoppt werden konn-
te, wurde schließlich - wie im Ersten Weltkrieg - erst durch das Eingreifen der "Supermacht" 
USA vollständig besiegt.  
Die Anglo-Amerikaner beendeten zwar Hitlers größenwahnsinnige, menschenverachtende 
Expansionspolitik, aber gleichzeitig unterstützten sie auch Stalins Terrorregime und die 
Durchsetzung der maßlosen osteuropäischen Gebietsansprüche. Infolge dieser von den westli-
chen Alliierten geförderten gewaltsamen Expansionspolitik stieg die UdSSR unaufhaltsam zur 
neuen Weltmacht auf. Stalin, der kühle Rechner und verschlagene Verhandlungsexperte, war 
eindeutig der Sieger des Zweiten Weltkrieges.  
Das US-Imperium und die neue Supermacht UdSSR übernahmen nach dem Zweiten Welt-
krieg schließlich die Weltherrschaft, während die bisherigen Machtzentren in Europa und Asi-
en entscheidend geschwächt bzw. gänzlich ausgeschaltet wurden. 
Die Kapitulation im Mai 1945 beendete eigentlich den zweiten Dreißigjährigen Krieg (1914-
1945) in Deutschland, den man lediglich von 1918 bis 1939 durch einen Waffenstillstand un-
terbrochen hatte. Die maßgeblichen Siegermächte beschlossen damals, daß das Deutsche 
Reich zunächst keinen Friedensvertrag erhalten sollte. Anstatt problematische Friedensver-
handlungen zu führen, wurde das Deutsche Reich nach dem Ende Zweiten Weltkrieges voll-
ständig besetzt und kontrolliert. Danach führten die Siegermächte verdeckte völkerrechtswid-
rige Gewaltmaßnahmen (Masseninternierungen, Deportationen, "Hungerpolitik" etc.) durch 
und schlossen zahlreiche geheime Verträge, um die deutsche Militär- und Wirtschaftsmacht 
endgültig auszuschalten und die Deutschen zu entmündigen.  
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde die deutsche Regierungsgewalt offizi-
ell beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermächte (Eisenhower, Mont-
gomery, Shukow und de Lattre de Tassigny) übertragen.  
Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich (in den Gren-
zen von 1937) nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten deshalb 
keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
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und völkerrechtswidrig waren. 
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz, die vom 17. Juli bis zum 2. August 1945 im Schloß 
Cäcilienhof bei Potsdam stattfand, verhandelten Stalin, Truman, Churchill (bis zur Wahlnie-
derlage im Juli 1945) und Attlee (ab 28.07.1945) über gemeinsame Maßnahmen zur Behand-
lung des Deutschen Reiches und die Schaffung einer neuen Friedensordnung. Während dieser 
Verhandlungen trafen die nordamerikanischen und britischen Außenpolitiker weitere ver-
hängnisvolle Fehlentscheidungen.  
Während der Potsdamer Dreimächtekonferenz einigten sich die Teilnehmer über die politi-
schen und wirtschaftlichen Grundsätze der gleichgeschalteten Nachkriegspolitik der Alliierten 
im besiegten Deutschen Reich ("... Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutsch-
land durch, und das deutsche Volk fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter 
der Leitung derer, welche es zur Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind ge-
horcht hat, begangen wurden. ..."). 
Mit der Errichtung der vereinbarten Besatzungszonen wurde das Deutsche Reich regelrecht 
zerstückelt. Wie nach dem ersten Dreißigjährigen Krieg (1618-1648) herrschte ein trostloser 
Zustand der totalen Hoffnungslosigkeit, Machtlosigkeit und Verzweiflung. Die Besatzer nutz-
ten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ihre absolute Machtposition konsequent aus, um 
die 1919 in Versailles begonnene vollständige Ausschaltung bzw. Ausbeutung des Deutschen 
Reiches systematisch fortzusetzen und zu vollenden.  
Für die alliierten Siegermächte war das besiegte und verwüstete Deutsche Reich damals ledig-
lich eine eroberte, abhängige Kolonie, die man mit den erfolgreichen Methoden der Kolonial-
herrschaft politisch unterdrücken und wirtschaftlich ausrauben konnte. Ost- und Mittel-
deutschland wurden von den sowjetischen Besatzungstruppen fast völlig ausgeplündert und 
auch die westlichen Alliierten bedienten sich in Westdeutschland. Nach Stalins Plänen sollten 
die Polen außer dem Grund und Boden der Deutschen keine weitere Kriegsbeute erhalten. Das 
Ausmaß der systematischen Plünderungen und Zerstörungen in Ostdeutschland war geradezu 
unvorstellbar. Infolge von äußerst schwierigen Verhandlungen gelang es den Polen, wenig-
stens die Anlagen und Maschinen des oberschlesischen Industriegebietes zu retten.  
Nachdem die Siegermächte die uneingeschränkte Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Justiz-
gewalt in den Besatzungszonen übernommen hatten, waren die Deutschen den Siegern auf 
Gedeih und Verderb ausgeliefert und mußten die drakonischen Maßnahmen, Willkürakte und 
Schikanen der Besatzer erschüttert über sich ergehen lassen. 
Um die angestrebten Hauptziele (Demilitarisierung, Denazifizierung, Demontage und Demo-
kratisierung bzw. Umerziehung) ungestört realisieren zu können, führten die alliierten Sie-
germächte und ihre osteuropäischen Verbündeten nach dem Kriegsende 1945 spezielle Maß-
nahmen durch, um die Deutschen konsequent auszuhungern. Die Abtrennung der landwirt-
schaftlichen Überschußgebiete Ostdeutschlands, die jahrelange Versklavung von Millionen 
von deutschen Kriegsgefangenen, die gewaltsame Umsiedlung von mindestens 14 Millionen 
Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße in das verwüstete Restdeutschland sowie 
die Verhinderung von westeuropäischen Hilfslieferungen mußten zwangsläufig zu humanitä-
ren Katastrophen führen.  
In San Francisco unterzeichneten am 26. Juni 1945 fünfzig Nationen die Charta der Vereinten 
Nationen. Bei dieser Konferenz wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen 
Vertriebenen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und Artikel 
107 der Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausge-
schlossen werden (x024/344).  
Die Lebensverhältnisse der Nachkriegszeit waren nicht nur in Ostdeutschland katastrophal, 
sondern auch in Mittel- und Westdeutschland herrschten chaotische Lebensbedingungen. Vor 
allem für die nach Westen geflüchteten oder vertriebenen Reichs- und Volksdeutschen begann 
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ein verzweifelter Kampf ums nackte Überleben, um dem Hunger- oder Kältetod zu entgehen. 
Der US-Militärgouverneur unterzeichnete am 6. Juni 1946 den "CARE-Vertrag" (CARE = 
"Cooperative for American Remittances to Europe"), so daß endlich Hilfslieferungen der pri-
vaten CARE-Hilfsorganisation erfolgen konnten (x175/425). Diese Hilfsmaßnahmen konnten 
die katastrophalen Lebensverhältnisse der deutschen Zivilbevölkerung zwar nicht entschei-
dend verändern, aber jedes CARE-Paket brachte den verzweifelten Menschen wenigstens et-
was Hoffnung und Zuversicht.  
Die "Schweizer Illustrierte Zeitung" berichtete im Juni 1946 über den Hunger in Gelsenkir-
chen (x117/30): >>Die tägliche Ration beträgt für (den Industriearbeiter) B. zurzeit 950 Kalo-
rien. Sein Mittagsmahl ... besteht aus einer fettreichen Erbsensuppe.  
Ein amerikanischer Experte, der einen Monat von dieser Ration lebte, nahm 25 Pfund ab. ...<< 
Das "Handelsblatt" berichtete am 18. Juli 1946 über die dramatische Ernährungslage (x111/-
193): >>... Nur wenn es gelingt, die Millionen hungernder Städter vom Lande fernzuhalten, 
kann mit einer besseren Erfassung auf den Bauernhöfen gerechnet werden.  
Dies setzt jedoch eine allgemeine Erhöhung der Rationen voraus, denn bei Rationen von etwa 
1.000 Kalorien am Tage wird es niemals gelingen, das Hamstern von Lebensmitteln und den 
Schwarzen Markt zu unterbinden.<< 
Josef Kardinal Frings (1887-1978, 1942-69 Erzbischof von Köln) ergänzte am 31. Dezember 
1946 während seiner Predigt im Kölner Dom das siebente Gebot "Du sollst nicht stehlen ..." 
(x111/261): >>... Wir leben in Zeiten, da in der Not auch der einzelne das wird nehmen dür-
fen, was er zur Erhaltung seines Lebens und seiner Gesundheit notwendig hat, wenn er es auf 
andere Weise durch seine Arbeit oder durch Bitten nicht erlangen kann.<<  
Eine US-Erziehungskommission berichtete im Jahre 1946 über die chaotischen Lebensver-
hältnisse in Westdeutschland (x243/161): >>... Nirgends in der Welt ist es möglich gewesen, 
das Gebäude einer erfolgreichen demokratischen Selbstregierung auf der Grundlage des Hun-
gers und der wirtschaftlichen Unordnung zu errichten. ...  
Im Juli betrug das Durchschnittsgewicht der 10jährigen Knaben beinahe 10 % unter der Al-
tersnorm. ... Das erschreckende Ansteigen der Tuberkulose beleuchtet die Ernährungskrise 
sehr eindringlich, während das Auftreten der Krätze die Aufmerksamkeit auf die Folgen des 
Mangels an Seife und warmem Wasser lenkt. ...<< 
Es gab damals in Deutschland keinen Sozialstaat. Bis März 1947 erhielten Witwen und Wai-
sen keine staatliche Unterstützung. Was man zum Überleben benötigte, wurde notfalls gewalt-
sam beschafft. Langsam fahrende Güterzüge wurden von Plünderern gestürmt und ausgeraubt. 
Die Menschen reagierten mit zunehmender Not härter und rücksichtsloser. In jener Zeit nahm 
man auf Alte und Kranke keine Rücksicht (keine Leistung ohne Gegenleistung).  
Obwohl im Winter 1946/47 alle noch vorhandenen Lebensmittel und Waren zugeteilt wurden, 
brach im Januar 1947 die Versorgung vielerorts zusammen, so daß sich überall Schwarzmärk-
te, Tauschhandel und Schieberunwesen ausbreiteten. Da der Besitz von alliierten Waren für 
Deutsche verboten war, spielte sich der Handel auf dem sog. "Schwarzen Markt" ab.  
Die große Mehrheit der Deutschen war durch den Krieg hoffnungslos verarmt und beteiligte 
sich notgedrungen an diesem illegalen Handel, weil ständig weniger legale Waren angeboten 
wurden. Tag für Tag wanderten Hunderttausende von hungrigen Stadtbewohnern aufs Land, 
um dort Schmuck und andere Vermögensgegenstände gegen Lebensmittel einzutauschen. 
Ausgehungerte Menschenmassen, die in dichten Reihen an den Bahnsteigen standen, stürmten 
täglich die Personen- und Güterzüge, obgleich viele "Hamsterzüge" meistens längst überfüllt 
waren. Der "schwarze Handel" wurde damals sehr hart bestraft. Manche Schieber und 
Schnapsbrenner mußten für Jahre ins Zuchthaus.  
Da Geld und Wertpapiere durch keine realen Werte gedeckt waren, wurden z.B. Zigaretten 
und Kaffee zur neuen Währung der Nachkriegszeit. Vor allem "Ami-Zigaretten" stellten da-
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mals eine "natürliche" Leitwährung dar. Für Zigaretten konnte man in jener Zeit auf dem 
Schwarzmarkt fast alle Wirtschaftsgüter erwerben. Vor den Kasernen der Besatzungstruppen 
sah man überall Kippensammler, denn mit dem Tabak von 7 Kippen konnte man sich eine 
Zigarette drehen. 
Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) erklärte am 12. Januar 
1947 während einer Rede im Münchener Zirkus Krone, daß seit der Besetzung Deutschlands 
ein "Dauerzustand von Unehre, Hunger und geistiger Sklaverei" herrschen würde (x111/273).  
Im Januar 1947 wurden nur in Hamburg 9.200 Diebstahldelikte verübt. Davon waren 4.600 
Kohlendiebstähle (x118/112). 
In Berlin waren seit Ende 1946 bereits etwa 200 Personen erfroren und mehr als 40.000 Men-
schen hatten schwere Erfrierungen erlitten, so daß am 13. Februar 1947 weitere öffentliche 
Wärmehallen errichtet werden mußten (x111/283). 
Eine nordamerikanische Studiengruppe, die unter Leitung des ehemaligen US-Präsidenten 
Herbert Hoover (1874-1964) Anfang 1947 durch Westdeutschland und Europa gereist war, 
veröffentlichte am 18. März 1947 einen Bericht über die unzureichende Verpflegung in West-
deutschland. 
Der Hoover-Bericht forderte in erster Linie wirtschaftliche Aufbauhilfen für Deutschland und 
Europa (x114/2.166): >>... Es mag für den amerikanischen Steuerzahler ein schwerer Schlag 
sein, daß wir, die wir den Krieg gegen Deutschland gewonnen haben, nun für einige Jahre ho-
he Ausgaben für die Unterstützung dieses Volkes tragen müssen. Es ist in der Tat in der Ge-
schichte der Menschheit etwas Neues, daß der Sieger dies übernimmt. ... 
Dieses Volk ist – in seinen Lebensmitteln, in seiner Heizung und seiner Unterkunft – auf den 
niedrigsten Stand gesunken, der seit hundert Jahren in der Geschichte des Westens bekannt 
ist. Wenn die westliche Zivilisation in Europa weiterleben soll, dann muß sie auch in Deutsch-
land weiterleben. ...<< 
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später in seinem Buch "Der geplante Tod". 
daß allein in den westlichen Besatzungszonen zwischen 1945 und 1950 rund 5,7 Millionen 
Menschen (vor allem deutsche Flüchtlinge und Vertriebene) verhungerten. Danach starben in 
den westlichen Besatzungszonen von 1945-1950 mehr Deutsche als während des NS-Terrors 
und des gesamten Zweiten Weltkrieges. 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9.08.2008) über 
die die deutschen Kriegs- und Nachkriegverluste des Zweiten Weltkrieges (x887/...): >>Klas-
siker aktualisiert 
... Nawratil zählt 8,8 Millionen Nachkriegstote, davon 4,0 Opfer der Hungerpolitik, 2,8 Opfer 
der Vertreibungen, 1,6 tote Kriegsgefangene, 0,3 Opfer der Sowjetarmee in Mitteldeutschland 
und Österreich plus 0,1 Tote in sowjetischen KZ und Gefängnissen in Deutschland. Zum Ver-
gleich stellt er daneben: Krieg und Diktatur verursachten in Millionen 5,1 Opfer, davon etwa 
4,25 Militärverluste, etwa 0,6 Bombenopfer, 0,17 deutsche Juden, 0,125 sonstige KZ-Opfer 
und 0,1 Euthanasieopfer. ...<< 
Der Alliierte Kontrollrat (AKR) stimmte am 20. November 1945 dem Beschluß zu, ab De-
zember 1945 10 % der zur Ausweisung vorgesehenen deutschen Bevölkerung auszuweisen 
(x002/737).  
Der AKR setzte ferner die "Umsiedlungsquoten" für 6.650.000 Ost- und Volksdeutsche fest, 
die von den 4 Besatzungszonen übernommen werden sollten (x111/106):  
Sowjetische Zone = 2.000.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten und 750.000 Ver-
triebene aus der CSR.  
US-Zone = 1.750.000 Vertriebene aus der CSR und 500.000 Vertriebene aus Ungarn.  
Britische Zone = 1.500.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten.  
Französische Zone = 150.000 Vertriebene aus Österreich. 
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Noch ehe der Alliierte Kontrollrat am 20. November 1945 einen Verteilungs- bzw. Auswei-
sungsplan für die Übersiedlung der Deutschen bekanntgeben konnte, hatten die polnischen 
und tschechischen Behörden schon längst mehrere hunderttausend Deutsche über die Oder-
Neiße-Linie getrieben. Die staatlichen Umsiedlungsorganisationen kümmerten sich gewöhn-
lich nicht um die Überwachung der zugesagten "humanen Umsiedlung", sondern man bemüh-
te sich vor allem um die Beschlagnahmung des deutschen Eigentums und überwachte die Si-
cherung des zurückgelassenen Besitzes der Deutschen. Die Zerstörung von Vermögensgegen-
ständen durch die deutschen Eigentümer und Plünderungen wurden grundsätzlich mit aller 
Härte durch Standgerichte bestraft.  
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz legte man zwar ausdrücklich fest, daß die "Ausweisun-
gen" ("die Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, die in Polen, 
Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind") in geordneter und humaner Weise 
durchgeführt werden sollten, aber obwohl die Vertreiberstaaten ständig versicherten, daß sie 
die Umsiedlungen vereinbarungsgemäß durchführen würden, hielt sich oftmals niemand an 
diese Zusagen. Die Abmachungen über die vorläufige Oder-Neiße-Linie waren besonders 
verwerflich und unmenschlich, weil sie bei den Ost- und Volksdeutschen jahrelang die unrea-
listische Hoffnung förderte, daß man später in die Heimat zurückkehren könnte.  
Die schwersten Vertreibungsverbrechen ereigneten sich bei den "wilden Austreibungen" vor 
dem Abschluß des Potsdamer Abkommens, aber auch im Verlauf der "planmäßigen Umsied-
lungen" kam es zu zahllosen brutalen Mißhandlungen und völlig überflüssigen Gewalttaten. 
Diese Verbrechen wurden vielerorts von kriminellen Zivilisten, organisierten Banden und Ei-
senbahnern, aber auch sehr oft von Milizangehörigen, also von Hütern der öffentlichen Ord-
nung, begangen.  
Die staatlich organisierte Aussiedlungsaktion der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
Ost-Mitteleuropas wurde mehrheitlich in den Jahren 1945 bis 1948 durchgeführt und endete 
zunächst im Jahre 1951.  
Die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa war die größte gewaltsame Umsiedlung 
der Zeitgeschichte. Noch nie wurden bisher derartig riesige Gebiete zwangsentvölkert. Wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges lebten etwa 19 Millionen Deutsche in Ostdeutschland und in 
den deutschen Siedlungsgebieten Ost-Mitteleuropas.  
Mit der Vertreibung aus Ost-Mitteleuropa wurde die "deutsche Ostsiedlung" Hunderte von 
Kilometern nach Westen zurückgedrängt. 700 bis 800 Jahre deutsche Siedlungs- und Kultur-
arbeit gingen abrupt verloren.  
Sämtliche ostdeutschen Volksstämme verloren ihre Siedlungsgebiete und dadurch ihre eigene 
Identität. Die jüngsten deutschen Volksstämme mußten mit der Aufgabe ihres Lebensraumes 
zwangsläufig als ausgestorben angesehen werden und wurden damit als Volksstämme elimi-
niert.  
Allein in Ostpreußen (4.527 deutsche Städte und Gemeinden), Ostpommern (2.269 deutsche 
Städte und Gemeinden), Ostbrandenburg (890 deutsche Städte und Gemeinden), Niederschle-
sien (2.864 deutsche Städte und Gemeinden), Oberschlesien (992 deutsche Städte und Ge-
meinden) und im Sudetenland (3.139 deutsche Städte und Gemeinden) wurden insgesamt 
14.681 deutsche Städte und Gemeinden in den deutschen Ostprovinzen und im Sudetenland 
(Stand: 1939) ausgelöscht. 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) erläuterte später einige Gründe, 
warum die Deutschen ihre Siedlungsgebiete in Ost-Mitteleuropa verlassen mußten (x025/184, 
x160/8): >>1945 war dann das Jahr der Ernte, die Sternstunde des polnischen Nationalismus. 
Die Planeten standen so günstig wie seit Jahrhunderten nicht mehr: Die Konjunktion der an-
glo-amerikanischen Bestrafungstheologie mit der sowjetischen Hegemonialstrategie am Ende 
der "unvermeidlichen deutschen Katastrophe" brachte den Spielern den erhofften "höchsten 
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Gewinn", die größte Expansion des polnischen Siedlungsgebietes in der Geschichte; oben-
drein konnte sich der historische polnische Chauvinismus im Gewand der Kompensations- 
und Kollektivschuldtheorie in fashionablen westlichen Gesellschaftskreisen sehen lassen.  
Und es bestätigte sich wieder einmal die Erfahrung, daß Propaganda weniger von der Kraft 
ihrer Argumente als von der Unwissenheit ihrer Adressaten lebt. ...<< 
>>... Die offizielle Propaganda freilich hat die polnischen Annexionen und Vertreibungen als 
reine Reaktion auf Hitler dargestellt und wurde sogar von etlichen westlichen Historikern un-
geprüft übernommen.  
Zutreffend schreibt dagegen der unvergessene Prof. Andreas Hillgruber, einer der Großen der 
bundesdeutschen Geschichtsschreibung: "Die Komplexität des Geschehens wurde auf unzu-
lässige Weise ausschließlich - fast monokausal - als sachlogische Konsequenz der hybriden 
Ziele der Hitlerschen Expansionspolitik ... interpretiert, ohne daß die davon unabhängigen 
Ziele der östlichen und westlichen Gegenmächte viel untersucht wurden. Dabei war das geg-
nerische Konzept nicht nur eine Reaktion auf die nationalistische Herausforderung; es ent-
sprach vielmehr lange herkommenden Vorstellungen, die im Kriege nur zum Durchbruch ka-
men." 
Im Zuge einer verstärkten Rückbesinnung auf die Menschenrechte hat man in den Vereinigten 
Staaten, in Australien und in Neuseeland neuerdings damit begonnen, die Geschichtsbücher 
von zweifelhaften Pionierlegenden zu befreien und den fürchterlich dezimierten Indianern, 
Aborigines und Maoris moralische Rehabilitierung und historische Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen – obwohl kein Weißer daran denkt, wieder in die alte Welt nach Europa zurückzu-
kehren.  
Warum sollte es nicht auch in Europa möglich sein, eine legendenfreie Geschichte im Geist 
der Menschenrechte und der historischen Wahrhaftigkeit zu schreiben? ...<< 
Den Alliierten ging es nie um die Befreiung der Deutschen, sondern den alliierten Sieger-
mächten ging es vor allem um die Verfolgung und Bestrafung der NS-Verbrecher sowie Um-
erziehung aller Deutschen. Im Rahmen der planmäßigen Umerziehung sollten vor allem das 
Bildungswesen, Presse und Rundfunk umfassend reformiert ("demokratisiert" bzw. gleichge-
schaltet) werden.  
In der berüchtigten Direktive JCS 1067 der US-Militärregierung, die bis Mitte 1947 die Basis 
der US-Besatzungspolitik bildete, hieß es damals z.B., daß Deutschland nicht zum Zwecke 
der Befreiung, sondern als besiegter Feindstaat besetzt werden sollte. Die nordamerikanischen 
Befehlshaber hätten nur einzugreifen, wenn Hungersnöte, Seuchen oder Revolten die Besat-
zungstruppen direkt gefährdeten. 
Im sogenannten Potsdamer Protokoll (Mitteilung über die Dreimächte-Konferenz, die vom 17. 
Juli bis zum 2. August 1945 in Potsdam stattfand) hieß es z.B. (x101/188-190):  
>>"Potsdamer Abkommen" 
2. August 1945 
Mitteilung über die Dreimächtekonferenz von Berlin ... 
III.  
Deutschland 
Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche Volk 
fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter der Leitung derer, welche es zur 
Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind gehorcht hat, begangen wurden. Auf 
der Konferenz wurde eine Übereinkunft erzielt über die politischen und wirtschaftlichen 
Grundsätze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten in bezug auf das besiegte Deutschland 
in der Periode der alliierten Kontrolle. 
Das Ziel dieser Übereinkunft bildet die Durchführung der Krim-Deklaration über Deutsch-
land. Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen 
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nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere Maß-
nahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die 
Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann. 
Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu verskla-
ven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volke die Möglichkeit geben, sich darauf vorzube-
reiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von neuem wiederauf-
zubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig auf die Errei-
chung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen 
Platz unter den freien und friedlichen Völkern der Welt einzunehmen. ...<< 
Nachdem Stalin in allen befreiten bzw. besetzten Ländern kommunistische Diktaturen errich-
tet hatte, begann ab 1947 die nordamerikanische Eindämmungspolitik ("Truman Doktrin"), 
um ein weiteres Vordringen der UdSSR zu verhindern. Der Marshall-Plan (wirtschaftliche 
und finanziellen Hilfsaktion für westeuropäische Staaten) sollte vor allem den Wiederaufbau 
der westeuropäischen Wirtschaft unterstützen und den Expansionsdrang des Stalinismus stop-
pen bzw. beenden.  
US-Präsident Truman verkündete am 12. März 1947, die kommunistische Bedrohung mit 
wirtschaftlichen Mitteln zu bekämpfen ("Truman-Doktrin").  
US-Außenminister George Marshall kritisierte am 29. April 1947 in einer Rundfunkansprache 
die wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutschland (x111/310): >>Der Patient wird schwächer, 
während die Ärzte beraten. ...<< 
Am 30. April 1947 beauftragte Außenminister George Marshall den US-Diplomaten Georg F. 
Kennan, einen Ausschuß für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas zu bilden, um geeig-
nete Vorschläge und Hilfsmaßnahmen zu erarbeiten ("Geburtsstunde des Marshall-Planes"). 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erklärte am 28. September 1947, die geplanten De-
montagen unverändert fortzusetzen (x111/372): >>... Die Militärregierung werde fortfahren, 
die Liste der für eine Demontage vorgesehenen deutschen Industriewerke auszuarbeiten, ob es 
den Deutschen gefalle oder nicht. ...  
Wenn deutsche Gewerkschaften sich weigerten, Befehlen zu gehorchen, könnten sie schwer-
lich verlangen, daß die Alliierten mit den Lebensmittelimporten zu ihrer Ernährung fortfah-
ren.<< 
Am 20. März 1948 fand die letzte Sitzung des Alliierten Kontrollrats statt. Marschall Wassili 
D. Sokolowski (1897-1968, ab 1946 Oberkommandierender der sowjetischen Truppen in der 
SBZ) protestierte gegen die antisowjetische Haltung der Westmächte und verließ vorzeitig die 
Sitzung des Alliierten Kontrollrats. Die Viermächte-Verwaltung Deutschlands wurde damit 
beendet, denn der Alliierte Kontrollrat nahm die Arbeit später nicht mehr auf. Danach begann 
der sog. "Kalte Krieg" mit scharfer Propaganda, Druckmitteln und Zwangsmaßnahmen aller 
Art.  
Am 3. April 1948 wurde das europäische Wiederaufbauprogramm verabschiedet. Im Rahmen 
des Marshall-Planes erhielten die westeuropäischen Länder von 1948-1952 etwa 14,7 Milliar-
den Dollar. Bis zum 30. Juli 1952 bekamen z.B. England 3,176 Milliarden Dollar, Frankreich 
2,706 Milliarden Dollar; Italien 1,474 Milliarden Dollar und Westdeutschland 1,389 Milliar-
den Dollar (x024/225).  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den Marshall-Plan (x068/275-276): >>... Marshall, bei Beginn des Zweiten Weltkriegs 
Generalstabschef und militärischer Berater Roosevelts, war beteiligt an der Zerschlagung Mit-
tel- und Südeuropas - und nach dem Krieg baute er es wieder auf.  
Erst Volltreffer auf Volltreffer, dann ein Bombengeschäft; ein Bombengeschäft aber schon zur 
Zeit der Volltreffer, ja schon davor. Dafür erhielt der General 1953 den Friedensnobelpreis – 
zusammen mit Albert Schweitzer! (Der eigentliche Vater des Marshall-Planes soll freilich 
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Will Clayton gewesen sein, der stellvertretende Wirtschaftsminister). 
Außenminister Marshall hatte den Plan erstmals am 5. Juni 1947 in einer Rede an der Harvard 
University vorgeschlagen, und am 3. April 1948 trat die Wirtschaftshilfe in Kraft, zunächst 
allerdings nur für die westeuropäischen Staaten. Seit 1950 wurde jedoch auch Westdeutsch-
land einbezogen. Bald nämlich wandte sich Amerikas große Liebe dem ehemaligen Erzfeind 
zu. Die Deutschen konnten, zur Verzweiflung getrieben, den Sowjets in die Arme fallen und 
dann mit ihnen gemeinsam den Westen tödlich bedrohen.  
Also päppelte man gerade die Exnazis wieder auf, überaus erfolgreich und ganz selbstlos, aus 
purem Mitleid mit dem verführten Volk, dessen böse Führer man hängte; ein paar Teufel, fast 
an zwei Händen herzuzählen, worauf die blanke Unschuld zum Vorschein kam; harmlose 
Mitläufer allenfalls, Nachläufer, die nun gleich weiterlaufen konnten, sollten, mit denen sich 
das alte Spielchen einer flotten Aufrüstung, vielleicht eines flotten Aufmarsches; Einmarsches 
gar, wiederholen ließ.  
"Nach Ostland ..." – nur diesmal eben im Dienst der guten Sache.  
Waren die Russen Feinde, mußten die Deutschen Freunde werden. Und mit den Deutschen 
brauchte man weitere europäische Länder, am besten ganz Europa. Ganz Europa eine Ab-
wehrfront, eine Aufmarschbasis. Auf jeden Fall aber ganz Europa ein Absatzmarkt für US-
Produkte, ein Absatzmarkt, größer als der eigene daheim. Über England drang man vor - das 
Trojanische Pferd der Überseeler, denen ja auch ein großer Teil des englischen Kapitals ge-
hörte. Aber das konnte und sollte überall in Europa, in Westeuropa, so werden. ...<< 
Die Londoner Sechsmächte-Konferenz (20. April bis 2. Juni 1948) endete mit der Empfeh-
lung, Deutschland am Wiederaufbau Europas zu beteiligen sowie die Errichtung einer interna-
tionalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes (x156/55-56). 
Am 20. Juni 1948 wurde in den Westzonen die Währungsreform durchgeführt.  
Jeder Westdeutsche erhielt ein "Kopfgeld" von 40 DM, das einen Monat später um 20 DM 
erhöht wurde. Sämtliche Forderungen wurden auf 10 % ihres Nennwertes abgewertet. Die 
Reichsmark-Geldkonten tauschte man im Verhältnis 100:6,5 in Deutsche Mark um (x069/-
214).  
Am 23. Juni 1948 wurde gemäß SMAD-Befehl Nr. 111 die "Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank" in Ost-Berlin und in der SBZ eingeführt (das Umtauschverhältnis entsprach z.T. 
dem Tausch in den Westzonen).  
Am 24. Juni 1948 blockierten sowjetische Truppen sämtliche Land- und Wasserwege nach 
den Berliner Westsektoren und unterbrachen die Energieversorgung sowie Lebensmittel-
lieferungen aus der SBZ, um die West-Berliner Bevölkerung auszuhungern.  
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erteilte am 26. Juni 1948 den Befehl, eine Luftbrük-
ke nach West-Berlin einzurichten ("Operation Vittels"). Im Verlauf der Aktion "Luftbrücke" 
flogen die Nordamerikaner und Briten bis zum Ende der Berliner Blockade (12. Mai 1949) in 
annähernd 200.000 Flügen rund 1,44 Millionen t Güter nach West-Berlin (x058/152). 
Die westlichen Militärgouverneure übergaben den 11 Ministerpräsidenten der 3 Westzonen 
am 1. Juli 1948 in Frankfurt die Richtlinien der Londoner Empfehlungen ("Frankfurter Do-
kumente") und beauftragten sie, einen Parlamentarischen Rat zu bilden, um eine Verfassung 
auszuarbeiten.  
Der für die Erstellung von Richtlinien für ein "Grundgesetz" betraute Sachverständigen-Aus-
schuß überreichte am 24. August 1948 einen kommentierten Verfassungsentwurf. 
Der französische Außenminister Robert Schuman (1886-1963) bezeichnete es am 10. Oktober 
1948 in Koblenz als selbstverständlich, daß Westdeutschland ein Teil der Europa-Union wer-
den müsse (x112/605).  
Der "Deutsche Volksrat" veröffentlichte am 22. Oktober 1948 den "Entwurf einer Verfassung 
für die Deutsche Demokratische Republik". 
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Beim "Londoner Sechs-Mächte-Abkommen" beschlossen die westlichen Besatzungsmächte 
und die Benelux-Staaten (Belgien, Niederlande und Luxemburg) am 28. Dezember 1948 die 
Einsetzung einer Internationalen Ruhrbehörde (Ruhrstatut), um die gesamte Kohlen-, Koks- 
und Stahlproduktion des Ruhrgebietes zu kontrollieren (x101/18).  
Am 8. April 1949 beschlossen die Außenminister Acheson (USA), Bevin (England) und 
Schuman (Frankreich) während einer Konferenz in Washington (vom 5. bis zum 8. April 
1949) ein Besatzungsstatut für Westdeutschland und die Einsetzung einer Alliierten Hohen 
Kommission (Ersatz für den seit März 1948 entscheidungsunfähigen Alliierten Kontrollrat).  
Die westdeutschen Ministerpräsidenten akzeptierten am 12. April 1949 das Besatzungsstatut 
der westlichen Siegermächte. Das "neue Besatzungsstatut" trat am 21. September 1949 in 
Kraft. Dieses Besatzungsstatut reduzierte zwar die geplanten Demontagen, aber die Souverä-
nität der "neuen" Bundesrepublik Deutschland wurde nach wie vor bis zum 4. Mai 1955 durch 
die große Autorität der westlichen Besatzungsmächte erheblich eingeschränkt. Die Oberauf-
sicht der Alliierten über Reparationen, Entmilitarisierung, Außenpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland sowie die Ruhrkontrolle änderte sich ebenfalls nicht und die "Alliierte Hohe 
Kommission" kontrollierte weiterhin die deutschen Landesregierungen und die zukünftige 
deutsche Bundesregierung. 
Am 22. April 1949 trat das "Ruhrstatut" in Kraft. Danach war die Kohlen-, Koks- und Stahl-
produktion des Ruhrgebietes einer internationalen Kontrollbehörde unterstellt (x101/19). 
In dem "Ruhrstatut" vom 22. April 1949 hieß es (x243/177): >>... Da die internationale Si-
cherheit und die allgemeine wirtschaftliche Gesundung erfordern, daß die Hilfsquellen der 
Ruhr ... nicht für Angriffszwecke verwendet werden, sondern im Interesse des Friedens ("er-
richten Belgien, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Großbritannien und die USA) eine 
internationale Behörde für die Ruhr ... (zur) Aufteilung der Kohle, des Kokses und des Stahls. 
...  
Sobald eine deutsche Regierung errichtet worden ist, kann sie dem vorliegenden Abkommen 
beitreten. ...<< 
Bei der Ruhrbehörde (Ruhrstatut) handelte es sich um eine Tarnorganisation des US-Impe-
riums. Diese geschickt getarnte Organisation (angeblich der erste Schritt zur Aussöhnung der 
"Erbfeinde" Deutschland und Frankreich) sollte in erster Linie die langfristige wirtschaftliche 
Ausbeutung und politische Unterdrückung Deutschlands gewährleisten.  
Nachdem die planmäßige Hungerpolitik in den westdeutschen Besatzungszonen die ange-
strebte bedingungslose Gehorsamkeit und Unterwürfigkeit der deutschen Bevölkerung durch-
gesetzt hatte, begannen die westlichen Alliierten nach der Londoner Sechsmächte-Konferenz 
(20. April bis 2. Juni 1948) unverzüglich damit, die wesentlichsten Teile der deutschen Wirt-
schaft widerrechtlich zu beschlagnahmen, um die Arbeitskräfte und die wichtigen Grundstoffe 
(Kohle, Stahl und Roheisen) Westdeutschlands zum Vorteil der europäischen Länder und der 
USA zu nutzen.  
Da die Westdeutschen nicht mehr frei über ihre natürlichen Reichtümer und eigenen Exi-
stenzmittel verfügen konnten, wurde ihnen gemäß Völkerrecht zweifelsfrei das Recht auf 
Selbstbestimmung verwehrt. Infolge dieser völkerrechtswidrigen Maßnahmen (wirtschaftliche 
Fremdbestimmung bzw. Vormundschaft) konnten die westlichen Alliierten praktisch die ge-
samte westdeutsche Volkswirtschaft kontrollieren und lenken.  
Am 25. April 1949 gab US-Militärgouverneur General Clay bekannt, daß der künftige west-
deutsche Staat "Bundesrepublik Deutschland" heißen wird.  
Der Parlamentarische Rat stimmte am 8. Mai 1949 dem Grundgesetz zu (53 Abgeordnete 
stimmen mit "Ja", während 12 Abgeordnete der CSU, des Zentrums, der Deutschen Partei und 
der KPD mit "Nein" stimmten).  
Am 12. Mai 1949 genehmigten die westlichen Militärgouverneure, General B. H. Robertson 
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(britische Zone), General Pierre Koenig (französische Zone), General Lucius D. Clay (nord-
amerikanische Zone), das Grundgesetz und verkündeten gleichzeitig das Besatzungsstatut für 
die Bundesrepublik Deutschland. 
Der Parlamentarische Rat stellte am 23. Mai 1949 in einer öffentlichen Sitzung fest, daß das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volksver-
tretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten westdeutschen Länder (Ausnahme: Bay-
ern) angenommen und damit die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 144 GG als par-
lamentarischer Staat gegründet worden sei.  
Eine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes erfolgte damals nicht, so daß 
das Grundgesetz am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen 
Volkes in Kraft trat. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte - als oberste Befehlshaber und Inha-
ber der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen - in Kraft gesetzt. 
Am 21. September 1949 trat das Besatzungsstatut der Alliierten in Kraft. Es schränkte die 
deutschen Souveränitätsrechte bis zum 5. Mai 1955 empfindlich ein.  
Am 7. Oktober 1949 gründete die "Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische 
Republik. Die Ausrufung der "DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland; scheinbar als Antwort auf einen Schritt des Westens. Tat-
sächlich war dieser Schritt nur die formelle Bestätigung einer Spaltungspolitik, die die So-
wjetunion bereits seit Juli 1945 eingeleitet hatte (x009/406).  
Im Verlauf des Petersberger Abkommens vereinbarten die Bundesregierung und die westli-
chen Besatzungsmächte am 22. November 1949 einen teilweisen Demontagestopp. Die Bun-
desregierung beantragte daraufhin den Beitritt zur Ruhrbehörde (Ruhrstatut). 
Bundeskanzler Adenauer begründete am 25. November 1949, um 3 Uhr morgens, im Bundes-
tag den Beitritt zur Ruhrbehörde u.a. damit, daß die alliierten Militärregierungen bei einer Ab-
lehnung die geplanten Demontagen in der Bundesrepublik Deutschland unverändert fortge-
setzt hätten (x243/177). 
Die "Neue "Zürcher Zeitung" berichtete am 26. November 1949 über die Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 24./25.11.1949 (x067/228): >>Im Laufe der Debatte wurde der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Kurt Schumacher, für 20 Sitzungstage vom Bundestag ausge-
schlossen, da er in einem Zwischenruf Dr. Adenauer als "Bundeskanzler der Alliierten" be-
zeichnet hatte.  
Der Abgeordnete Adolf Arndt (SPD) nannte den Abschluß des Abkommens vom Petersberg 
durch den Bundeskanzler einen "autoritären Handstreich" und forderte namens der SPD-
Fraktion die Bundesregierung auf, nachträglich die Zustimmung des Bonner Parlaments zum 
Bonner Protokoll einzuholen. Der Abschluß sei ein neues Glied in der Kette der Versuche, das 
Parlament auszuschalten. ... Deutschlands Beitritt zum Ruhrstatut beinhalte ein internationales 
Abkommen, daß nur durch einen Akt des Bundespräsidenten abgeschlossen werden dürfe.  
Der SPD-Abgeordnete Erich Ollenhauer erklärte, daß versucht worden sei, mit Demontageer-
folgen andere Dinge zu verschleiern ... 
Bundeskanzler Dr. Adenauer verwahrte sich gegen den Vorwurf, einen zu teuren Preis für 
Zugeständnisse gezahlt zu haben. Wenn die Bundesregierung nicht sofort gehandelt hätte, so 
wäre das Demontageproblem durch den Abtransport von selbst erledigt worden.<< 
Der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher (1895-1952) zählte zu den wenigen aufrechten und 
unbeugsamen Politikern der Nachkriegszeit, die sich bis zu ihrem Lebensende gegen die Vor-
mundschaft der Alliierten wehrten. 
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Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 28.10.2000) über Kurt Schu-
macher (x887/...): >>"National sein ist Ehrensache!" 
... Seine Polemik kannte kaum Grenzen, so wenn er den Nationalsozialisten androhte: "Eines 
Tages werden wir die ganze Naziführerbande in die Irrenhäuser einsperren." Ebenso fanatisch 
und häufig auch zügellos bekämpfte Schumacher die Kommunisten, für ihn "rotlackierte Dop-
pelausgaben der Nationalsozialisten". Die Kommunistische Partei war für Schumacher "ein 
stehendes Heer der Sowjetunion auf deutschem Boden". Er war bald sowohl bei der NSDAP 
als auch bei der KPD einer der bestgehaßten Parlamentarier. 
Nachdem im Januar 1933 die NSDAP als stärkste Partei mit der Regierungsbildung beauftragt 
worden war, wurde im Juni Kurt Schumacher in Schutzhaft genommen, zunächst in einem 
Gefängnis, dann in einem wilden KZ und schließlich im KZ Dachau festgehalten. ... 
Schumacher wurde krank. Er litt unter Magengeschwüren und einer Darmkrankheit ... Im 
März 1943 wurde er aus der Haft entlassen nach Hannover zu seiner Schwester, die ihn auf-
zupäppeln sich bemühte, bis sie ausgebombt wurde. ... 
Schumacher: "National sein ist Ehrensache!"  
An seine alten Ideen knüpfte er an und kämpfte wiederum gegen Großbesitz, der kein politi-
scher Machtfaktor sein dürfe. Die reine Demokratie war für ihn die politische Idee der Arbei-
terklasse.  
Mit großer Leidenschaft wandte er sich gegen die Behauptung, das deutsche Volk trüge eine 
Kollektivschuld. Für ihn war die Schuld nur individuell zu verstehen. Er sah auch deutlich, 
daß das Versailler-Diktat-System die Lage von 1933 mit verursacht hatte. Alle Deutschen un-
ter 30 Jahren, so forderte er, sollten von der Entnazifizierung ausgenommen werden. Von ihm 
ist kein Wort der heute so beliebten wie wohlfeilen Reuebekenntnisse bekannt. Selbstbewußt 
forderte er von den Siegermächten deutsche politische Gleichberechtigung. Nie trat er auf in-
ternationalem Parkett als Bittsteller auf.  
Er forderte die Beendigung der Demontagen, so als er 1947 als erster deutscher Politiker die 
USA besuchte, um an einem Kongreß des Dachverbandes der Gewerkschaften, der American 
Federation of Labour, teilzunehmen. Leidenschaftlich wies er auf den Widersinn hin, einer-
seits im sich anbahnenden Gegensatz zum Bolschewismus die Deutschen als Verbündete ge-
winnen zu wollen, andererseits ihnen aber nur Lebensmittelzuteilungen von 1.000 Kalorien 
pro Tag zuzubilligen. ... 
In der Diskussion um das Ruhrstatut, eine von den Siegern eingerichtete Institution zur Kon-
trolle der gesamten deutschen Wirtschaft, kam es zu einem der explosivsten Tage im damals 
noch jungen Bundestag. Die SPD lehnte es ab, einen deutschen Vertreter in das Generalsekre-
tariat zu entsenden. Adenauer beschuldigte sie daraufhin, dann seien sie schuld daran, wenn 
die Demontage der deutschen Fabrikanlagen fortgesetzt werde. Ein Tumult brach los. Ein op-
positioneller Abgeordneter rief: "Sind Sie noch ein Deutscher?" Ein anderer: "Sprechen Sie 
hier als deutscher Kanzler?"  
"Und dann" - so ein Chronist - "fiel das Wort mitten in die einen Moment lang abflachende 
Erregung, das Wort von Kurt Schumacher, leidenschaftlich, zischend, voller Verachtung: "Der 
Bundeskanzler der Alliierten!"  
Ein Sturm brach los. Abgeordnete gingen aufeinander los, schrieen sich an, Fäuste wurden 
geschüttelt, Schlägereien drohten. Die Sitzung mußte unterbrochen werden. Das alles geschah 
am 25. November 1949 morgens um drei Uhr. Schumacher wurde für 20 Sitzungstage von 
den Beratungen ausgeschlossen, aber sein Wort wirkte erhellend und nachhaltig gleichsam als 
sein Vermächtnis bis heute fort. ... 
Kurt Schumacher: "Ich erkläre: Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 als erster Faktor 
Deutschland und der Welt erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist unannehmbar als Grenze. Ich er-
kläre weiter: Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei kann bestehen, die die O-
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der-Neiße-Linie anerkennen will. Wir lehnen es ab, uns in die Politik des Nationalverrats und 
des Verrats an Menschheitsideen … verstricken zu lassen."<< 
Im Jahre 1950 kehrten Max Horkheimer (1895-1973, deutscher Philosoph und Soziologe) und 
Theodor W. Adorno (1903-1969, eigentlich T. Wiesengrund, deutscher Philosoph, Soziologe, 
Musiktheoretiker) aus dem US-Exil zurück und gründeten mit Finanzmitteln der US-Besat-
zungsmacht und anderen Geldgebern das Frankfurter Institut für Sozialforschung (sogenannte 
"Frankfurter Schule").  
Erst nachdem die Bundesrepublik Deutschland sämtliche deutschen Auslandsschulden (ohne 
Verrechnung der nach Kriegsende beschlagnahmten Vermögenswerte im Ausland und der 
beschlagnahmten deutschen Patente) anerkannt hatte, erhielt sie im März 1951 eine begrenzte 
außenpolitische Souveränität (x128/266).  
Während der "Pariser Konferenz" (19. bis 23. Oktober 1954) wurde der sog. "Deutschlandver-
trag" (Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den USA, 
Großbritannien und Frankreich) vom 26. Mai 1952 geändert. Die westlichen Siegermächte 
wandelten in den Pariser Verträgen auch den am 17.03.1948 gegründeten Brüsseler Bei-
standspakt (zwischen Großbritannien, Frankreich, Niederlande, Belgien und Luxemburg) in 
die Westeuropäische Union (WEU) um.  
Die Bundesrepublik Deutschland und Italien wurden 1954 Mitglieder der WEU. Die Pariser 
Verträge regelten ferner auch die Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in die NATO 
(Ermächtigung zur Aufstellung von Truppen im Rahmen der NATO). Der französische Mini-
sterpräsident Mendes-France und Bundeskanzler Adenauer unterzeichneten in Paris außerdem 
ein Abkommen über das sog. "Saarstatut" (politische Autonomie, aber völkerrechtliche Ver-
tretung durch die Westeuropäische Union und wirtschaftliche Bindung an Frankreich). 
Am 5. Mai 1955 traten die Pariser Verträge in Kraft: Die Bundesrepublik Deutschland erhielt 
endlich die zugesagte Souveränität und fast alle Hoheitsrechte. Das Besatzungsstatut entfiel, 
aber einige Vorbehaltsrechte und geheime Zusatzverträge der alliierten Siegermächte blieben 
weiterhin bestehen (Stationierungskosten, Truppenstationierung, Berlin-Status, Wiederverei-
nigungs- und Friedensvertragsfrage, Medienkontrolle u.a.). 
In Rom wurden am 25. März 1957 die zeitlich unbegrenzten Verträge über die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft ("EWG") und die Europäische Atomgemeinschaft ("EURATOM") 
unterzeichnet.  
Innerhalb von 12 Jahren sollten in den 6 Gründerstaaten der EWG (Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien, Holland und Luxemburg) die Binnenzölle und Handelsschranken abgebaut 
und ein gemeinsamer Markt mit einheitlichen Außenzöllen entstehen, um eine gemeinsame 
Wirtschaftpolitik, eine Zollunion, eine harmonische Entwicklung der Gemeinschaft, Wach-
stum und Wohlstand sowie die Angleichung des Lebensstandards in den Mitgliedstaaten zu 
realisieren. 
Die "BILD-Zeitung" berichtete am 29. Oktober 1957 über das Schicksal der Vertriebenen: 
>>"DREIGETEILT - NIEMALS"  
Vertriebene fordern Recht auf Heimat 
Der Bund der Vertriebenen (BvD) und 14 Landsmannschaften sprechen fortan mit einer 
Stimme. Beide Organisationen schließen sich zum Bund der Vertriebenen – Vereinigte 
Landsmannschaften und Landesverbände (BdV) zusammen. Schon in ihrer Charta von 1950 
haben die Vertriebenenverbände feierlich auf Rache und Vergeltung verzichtet und gleichzei-
tig das Recht auf Heimat verteidigt ("dreigeteilt – niemals").  
In der Nichtanerkennung der Nachkriegsgrenzen sind sie sich einig mit dem größten Teil der 
westdeutschen Bevölkerung und der offiziellen Bonner Politik. ...<< 
Zweckmäßige Wirtschaftspolitik ("soziale Marktwirtschaft"), Arbeitseifer und Unterneh-
mungslust der Deutschen förderten den wirtschaftlichen Aufschwung (sog. "Wirtschafts-
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wunder"). Die Industrieproduktion stieg von 1950-1958 um rd. 177 %. Ende 1958 besaß die 
Bundesrepublik Deutschland bereits wieder Devisen in Höhe von 25,2 Milliarden DM, wäh-
rend die gesamten Schulden nur noch 22,3 Milliarden DM betrugen (x069/215). 
Das BdV-Präsidium kritisierte am 8. Juni 1964 die einseitige Berichterstattung der in- und 
ausländischen Medien (x155/107): >>... Mit großer Besorgnis erfüllt den Bund der Vertriebe-
nen, daß die öffentlichen Kommunikationsmittel es unterlassen, gegenüber den fast täglichen 
Angriffen und Falschinformationen aus dem Ostblock den nationalpolitischen Standpunkt des 
deutschen Volkes, der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages zu vertreten. ...<< 
Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt erklärte in seiner Rede auf dem Karlsruher SPD-Parteitag 
vom 23. bis 27. November 1964 (x155/142): >>... Die Heimatvertriebenen können sich wei-
terhin darauf verlassen, daß wir zum Unterschied von anderen keine Politik hinter ihrem Rük-
ken machen.<< 
Staatspräsident de Gaulle erklärte am 4. Februar 1965 während einer Pressekonferenz zur zu-
künftigen Europapolitik (x300/219): >>... Europa, Mutter der modernen Zivilisation, muß 
vom Atlantik bis zum Ural entstehen, um seine gewaltigen Hilfsmittel zu entwickeln und da-
mit es gemeinsam mit Amerika, seiner Tochter, die Rolle spielt, die ihm zukommt, um 2 Mrd. 
Menschen zu dem dringend benötigten Fortschritt zu verhelfen.<< 
Die Evangelische Kirche Deutschlands (EKD) veröffentlichte am 14. Oktober 1965 eine 
Denkschrift über "Die Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des deutschen Volkes zu sei-
nen östlichen Nachbarn" (x155/120): >>... Das Erbe einer bösen Vergangenheit erlegt dem 
deutschen Volk eine besondere Verpflichtung auf, in der Zukunft das Lebensrecht des polni-
schen Staates zu respektieren und ihm Raum zu lassen, dessen es zu seiner Entfaltung bedarf. 
...  
Eine deutsche Regierung muß heute zögern, einen Rechtsanspruch auf die Rückgabe von Ge-
bieten zu erheben, deren Besitz wegen des Verlustes von Ostpolen zu einer wirtschaftlichen 
Lebensnotwendigkeit für Polen geworden ist. ...  
Das deutsche Volk muß auf die notwendigen Schritte vorbereitet werden, damit eine Regie-
rung sich ermächtigt fühlen kann, zu handeln, wenn es nottut.<< 
Das BdV-Präsidium kritisierte am 22. Oktober 1965 die EKD-Denkschrift vom 14.10.1965 
(x155/119-120): >>... Jeder Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutet daher den Ver-
zicht auf eine friedensvertragliche Gesamtregelung schlechthin und führt in seiner Konse-
quenz zur Anerkennung des Status quo in einem dreigeteilten Deutschland. 
Die Empfehlungen, die in dieser Richtung vom Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands in 
Umlauf gesetzt werden, beeinträchtigen nicht allein die Rechtsansprüche der vertriebenen 
Deutschen, sondern sie gefährden die Lebensinteressen des ganzen deutschen Volkes. 
Nach dem Wortlaut des Amtseides des Bundeskanzlers ist es in erster Linie Sache der Bun-
desregierung, Schaden vom deutschen Volke abzuwenden. Die gleiche Verpflichtung obliegt 
auch den gewählten Vertretern des deutschen Volkes.  
... Einseitige Schuldzuweisungen von deutscher Seite dienen dieser Verständigung nicht. Sie 
tragen nur dazu bei, die Einseitigkeit kommunistischer Anklagen gegen die Bundesrepublik 
vor der Weltöffentlichkeit zu bekräftigen.  
Es ist von deutscher Seite politischer Selbstmord, eine Kollektivschuld aller Deutschen anzu-
erkennen und zu verkünden, während verbündete Staatsmänner im Gespräch mit offiziellen 
Stellen des Ostblocks diese Kollektivschuld verneinen und für das Selbstbestimmungsrecht 
unseres Volkes eintreten. ...<< 
Der polnische Episkopat widerrief am 15. Februar 1966 seine Vergebungsbitte an die deut-
schen Bischöfe vom 18.11.1965 (x309/12): >>... Worte der Vergebung haben wir an jene ge-
richtet, die ihre Schuld ernst nehmen; ... an jene, die verstehen, daß diese Gebiete ... unser al-
tes piastisches Vaterland sind. ... Wir haben vergeben, wie Christus (!) am Kreuz vergeben 
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hat. ...  
Wir sind überzeugt, daß wir als Volk dem deutschen Volk über Jahrhunderte keinen politi-
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Schaden zugefügt haben. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die 
Leugnung der polnischen Vertreibungsverbrechen in Polen und Ostdeutschland (x309/12-13): 
>>Deportationen und Vertreibungen, die vom Internationalen Militärtribunal in Nürnberg sei-
nerzeit als "Verbrechen gegen die Menschlichkeit" eingestuft wurden und vom Internationalen 
Kriegsverbrechertribunal in Den Haag heute als "Völkermord" abgeurteilt werden, erscheinen 
im zitierten Hirtenbrief (wie in zahlreichen anderen kirchlichen Dokumenten) als göttliche 
Gerechtigkeit, die kein Mensch anzuzweifeln habe.  
Die österreichische Zeitung "Salzburger Nachrichten" berichtete am 16. Juli 1966 über die 
einseitige Berichterstattung in den deutschen Medien (x024/291-292): >>... Es ist eine wahre 
Schande - sagen nicht wenige einsichtige Deutsche -, wie unter dem jetzigen System in 
Deutschland die Vertriebenen, die stellvertretend für das ganze deutsche Volk die Sünden und 
die Verbrechen des NS-Regimes gebüßt haben, noch weiter büßen und übel wie keine anderen 
Mitglieder des deutschen Volkes behandelt werden.  
Das deutsche Wirtschaftswunder wäre ohne sie, ihre Arbeit und ihren guten Willen niemals in 
ihrem Umfang, den es hatte, möglich gewesen. ...  
Fernsehen, Rundfunk, große Presse und nicht zuletzt die Gleichgültigkeit Bonns haben es er-
reicht, daß die Vertriebenen von den anderen Deutschen als lästige Querulanten empfunden 
und nahezu als Verfemte und Vogelfreie gewertet werden.  
Das ist bedrückend traurig und zeigt, daß das deutsche Volk in seiner Gesamtheit als Folge 
des Zusammenbruchs noch krank ist.<< 
Am 1. Juli 1967 entstand die Europäische Gemeinschaft (EG). Es handelte sich um den Zu-
sammenschluß der Europäischen Vertragsgemeinschaften: Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft ("EWG"), Europäische Atomgemeinschaft ("EURATOM") und Montanunion (EGKS). 
Im Jahre 1967 waren die meisten angeworbenen ausländischen Gastarbeiter erwerbstätig und 
erhielten etwa 1,3 % des bundesdeutschen Sozialhilfebudgets (x268/176). 
Am 22. Oktober 1969 bildete Bundeskanzler Willy Brandt (1913-1992) eine Koalitionsregie-
rung aus SPD und FDP. Im Rahmen seiner "neuen Ostpolitik" verzichtete Bundeskanzler 
Brandt auf den Bundesminister für deutsche Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. 
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete später (am 10.06.2016) über Willy Brandt: >>Willy 
Brandt und die geheimen Zahlungen der USA  
... Die US-Besatzungsmacht soll in den 50er Jahren den späteren SPD-Kanzler unterstützt 
haben - mit 200.000 Mark. Damit förderten sie die Westorientierung, berichtet der "Spiegel".  
Die USA sollen Willy Brandt in den Fünfzigerjahren mit geheimen Zahlungen unterstützt ha-
ben. Der spätere Kanzler und SPD-Vorsitzende wurde damit im innerparteilichen Macht-
kampf für die Westintegration unterstützt, berichtet das Nachrichtenmagazin Der "Spiegel". 
So sollen die Amerikaner Brandt, der damals Westberliner Bundestagsabgeordneter war, 
200.000 Mark zukommen haben lassen. Damals eine sehr hohe Summe, sie entsprach etwa 
einem Drittel der jährlichen SPD-Mitgliedsbeiträge in Berlin.  
Später sei noch mehr Geld geflossen, schreibt der "Spiegel". ...<< 
Die Außenminister Scheel und Jendrychowski paraphierten am 18. November 1970 in War-
schau den deutsch-polnischen Vertrag.  
BdV-Präsident Dr. Czaja (1914-1997) verurteilte am 22. April 1972 den Abschluß der Ostver-
träge (x155/258-260): >>Auch einem besiegten Volk stehen das Selbstbestimmungsrecht, die 
Menschenrechte und ein tragbarer Ausgleich und Frieden zu. Von den Deutschen begangenes 
Unrecht kann nicht durch Gebietsabtretung und Massenvertreibung Unschuldiger gesühnt 
werden. Einen Straffrieden kennt das Völkerrecht nicht. ... 
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Wer Unrecht sühnen will, kann dies durch eigene Leistung, aber nicht durch Verzicht auf die 
unabdingbaren Menschen- und Freiheitsrechte Dritter, die ihn nicht dazu beauftragt haben. 
... Mit moralischen Scheingründen darf man sich nicht über die zumutbare Wiederherstellung 
von Recht und Gerechtigkeit hinwegsetzen. Die Vertriebenen sagen Ja zu Frieden und Frei-
heit, aber ebenso eindeutig Nein zu jeder Unfreiheit und zum Festschreiben des Unrechts. ... 
Aus all diesen Erwägungen lehnen die deutschen Heimatvertriebenen die Ostverträge ab; denn 
diese Verträge drohen zu bewirken: ... 
die Legalisierung der Folgen der Massenvertreibung und des Faustrechts; 
die Gefahr, daß das freie Eintreten für die gemeinsame Selbstbestimmung des ganzen deut-
schen Volkes, für das Offensein der deutschen Frage, einschließlich des Status unserer Heimat 
und für die Rechte auf die Heimat, als Friedensstörung und Verletzung des Vertrages abge-
stempelt wird ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) schrieb später über die auf 
"Versöhnung ausgerichtete Außenpolitik" der Bundesregierung (x025/200): >>... Durch op-
portunistisches Schweigen kann man keine Versöhnung zwischen den Völkern schaffen, al-
lenfalls zwischen Regierungen, und deren Amtsperioden dauern meistens nur 4 Jahre.  
Für die Versöhnung zwischen Völkern ist das einzig dauerhafte Fundament die Wahrheit und 
der Respekt vor den Menschenrechten der anderen.  
Wer eine wirkliche Völkerverständigung will, wird alles tun, um so schnell wie möglich alles 
Trennende zu beseitigen, und dazu gehört nun einmal auch ein Berg von Toten. Man muß sie 
aber ordentlich bestatten; mit einer Leiche im Keller hat noch keiner Frieden gefunden.<< 
Die Bundesverfassungsrichter stellten im "Grundlagenvertragsurteil" vom 31. Juli 1973 klar, 
daß das Deutsche Reich völkerrechtlich weiterhin fortbesteht und mit der Bundesrepublik 
(teil)identisch ist (x028/169): >>... Das Deutsche Reich existiert fort, ... besitzt nach wie vor 
Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels 
institutionalisierter Organe selbst nicht handlungsfähig. ...<< 
Die Bundesrepublik Deutschland ist demnach völkerrechtlich nicht Rechtsnachfolger des 
Deutschen Reiches, weil das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937 weiterhin existiert! 
Am 22. Januar 1979 zeigte das Dritte Programm des 1. Deutschen Fernsehens die erste von 4 
Folgen der US-Fernsehserie "Holocaust".  
In dieser 428 Minuten langen Serie über die Verfolgung und Vernichtung der europäischen 
Juden durch das NS-Regime wurde besonders das persönliche Schicksal der jüdischen Familie 
Weiss geschildert. Diese 4 Fernsehsendungen wurden von 15 bis 20 Millionen Deutschen ge-
sehen und lösten fast 34 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges heftige Publikumsre-
aktionen und Diskussionen über die Ermordung der europäischen Juden aus. Der aus der Bi-
bel stammende Begriff "Holocaust" (griechisch, "Brandopfer") wurde danach zum Begriff für 
den Völkermord an den europäischen Juden (x175/735). 
Die Welt berichtete am 22. August 1979 über das negative Deutschlandbild im US-
Schulunterricht (x025/211): >>... Nimmt man dann noch die vielen Kriegsfilme in amerikani-
schen Kinos und Fernsehprogrammen, die Ausstrahlung des Films 'Holocaust' und die 
Deutschland-Berichterstattung, vor allem der Zeitungen im Mittelwesten, dann kann man nur 
Angst bekommen.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über das nega-
tive Deutschlandbild (x025/211,227): >>... Daß die Besorgnis ... nicht ganz unbegründet war, 
zeigt u.a. eine Emnid-Umfrage vom Oktober 1977. Danach beziehen immerhin 32 % der be-
fragten Amerikaner ihr Deutschland-Bild aus dem Schulunterricht.  
Die wichtigste Informationsquelle stellt mit 36 % das Fernsehen dar. In diesem Medium geht 
es nicht viel anders zu als in den Schulbüchern. 1978 mußte z.B. der 'Economist' im Hinblick 
auf amerikanische TV-Produktionen berichten: "Jede Woche wird Kindern ein frei erfunde-
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nes, wiedergekäutes Zeug über den Zweiten Weltkrieg angeboten, bei dem die Deutschen be-
stenfalls als dumm und schlimmstenfalls als fürchterlich brutal und tückisch dargestellt wer-
den. Etwa jeden Monat wird Kindern und Erwachsenen ... eine Mischung aus Tatsachen und 
Erfindungen vorgeführt, in der die Deutschen im selben Licht gezeigt werden. Der mutige 
oder gar der gute Deutsche ist selten zu sehen. Der durchschnittliche Deutsche ist ein Verbre-
cher in brauner, grauer oder gar schwarzer Uniform". ...<< 
>>... Im Ausland ist eine Renaissance des Deutschlandbildes der Roosevelt-Stalin-Ära zu beo-
bachten. Vor allem in den Schulbüchern und Fernseh-Produktionen der englischsprechenden 
Länder werden Deutsche vielfach mit Nazis gleichgesetzt.  
Nachdem Verbrechen gegen die Menschlichkeit fast nur anhand des Dritten Reiches demon-
striert und östliche und andere Massenverbrechen kaum publiziert werden, entsteht der Ein-
druck, Völkermord sei ein "teutonisches Phänomen"; seine Ursachen seien nicht politisch 
bzw. soziologisch, sondern abstammungsmäßig zu erklären. Da die historischen Vertrei-
bungsverbrechen im Sinne der Kollektivschuld-Theorie gerechtfertigt erscheinen, tritt eine 
Desensibilisierung gegenüber ähnlichen Massenverbrechen ein. ...<< 
Meinungsumfragen zur "Nutzung der Kernenergie" im Jahre 1979 ergaben folgende Ergebnis-
se (x149/225): >>... 30 % "Wir müssen weitere Kernkraftwerke bauen." 
37 % "Wir sollten keine neuen Kernkraftwerke mehr bauen, aber die bestehenden weiter-
betreiben."  
24 % "Wir sollten mit der Erzeugung von Kernenergie ganz aufhören und die bestehenden 
Kernkernkraftwerke stillegen."  
9 % (sind) unentschieden.<< 
Am 13. Januar 1980 schlossen sich die bisher nur lokal und regional organisierten "Grünen" 
und die "Grüne Aktion Zukunft" während ihres Gründungsparteitages in Karlsruhe zur Bun-
despartei "Die Grünen" zusammen. 
Die neue Bundespartei "Die Grünen" wurde zunächst von Petra Kelly (1947-1992), August 
Haußleiter (1905-1989) und Norbert Mann geführt. Zu den wesentlichen politischen Grund-
sätzen dieser sog. Umweltpartei zählten damals: "Ökologie, Basisdemokratie, Sozial-Sozialis-
mus.  
Nach den ersten Wahlerfolgen der "Grünen", die vor allem die wachsende Umweltzerstörung 
bekämpfen wollten, schlossen sich sofort zahlreiche gescheiterte, aber kampferprobte linksra-
dikale Akteure (Spontis und Marxisten) der 68er Bewegung (Josef Fischer, Jürgen Trittin, 
Daniel Cohn-Bendit, Thomas Ebermann, Hubert Kleinert, Rezzo Schlauch, Hans-Christian 
Ströbele, Otto Schily und viele andere Linksradikale) dieser sanften Umweltpartei der selbst-
ernannten Weltverbesserer an und verdrängten anschließend relativ schnell und problemlos 
die kampfunerfahrenen, naiven Parteigründer sowie die weltfremde Parteiführung der "Grü-
nen" aus allen wichtigen Führungspositionen der Partei. 
Diese linkradikale Bewegung wurde bereits seit den 1960er Jahren durch die sozialistische 
Leitideologie der "Frankfurter Schule" geprägt. Im Verlauf der systematischen Umerziehung 
bzw. Gehirnwäsche wurden vor allem die traditionellen deutschen Werte (Tugenden wie An-
stand, Fleiß, Ehrlichkeit, Ordnung, Toleranz etc.) der bundesdeutschen "Gesellschaft" allmäh-
lich auf den Kopf gestellt, verhöhnt und lächerlich gemacht. 
An der sozialistischen Um- oder Neugründung der Bundesrepublik Deutschland beteiligten 
sich besonders die "fortschrittlichen" linksradikalen Historiker, Pädagogen und Theologen der 
Nachkriegsgeneration Diese politische Bildungsarbeit wurde später von den Universitäten, 
Schulen, Parteien, Gewerkschaften, Kirchen übernommen und fortgesetzt. 
Während Staaten ihre eigene nationale Geschichte im allgemeinen positiv darstellen, stellen 
die Deutschen fast ihre gesamte nationale Geschichte verfälscht und negativ dar. Aus der ur-
sprünglichen Scham über die unsäglichen NS-Verbrechen entwickelte sich schon bald ein 
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wahrer Schuldkult. Dieser Schuldkult bzw. die unaufhörliche Erinnerung an die vermeintliche 
Kollektivschuld der Deutschen entwickelte sich zu einem unschlagbaren Herrschaftsinstru-
ment.  
Die linken Meinungskartelle und ihre etablierten Institutionen schützten sich vor allem durch 
den Schuldkult vor jeglicher Kritik oder fälligen Reformen. Andersdenkende wurden grund-
sätzlich sofort als Rechtradikale, Rechtspopulisten, Ausländerfeinde oder Nazis diffamiert 
und stigmatisiert, so daß jede sachliche Kritik und jede Form des demokratischen Widerstands 
mit der sogenannten Nazi- oder Faschisten-Keule niedergemacht werden konnte. Dringend 
erforderliche kontroverse politische und außerpolitische Auseinandersetzungen wurden da-
durch meistens unterbunden.  
Bundeskanzler Helmut Schmidt (1918-2015, deutscher Bundeskanzler von 1974-82, heraus-
ragender Politiker der deutschen Sozialdemokratie) warnte im Jahre 1981 während einer 
DGB-Versammlung in Hamburg (x268/180): >>... Wir können nicht noch mehr Ausländer 
verdauen, das gibt Mord und Totschlag.<<  
Bundeskanzler Helmut Schmidt wurde am 1. Oktober 1982 durch ein konstruktives Mißtrau-
ensvotum des deutschen Bundestages gestürzt.  
Die FDP schloß danach eine Koalition mit der CDU/CSU. Helmut Kohl (CDU) wurde neuer 
Bundeskanzler.  
Die "BILD-Zeitung" berichtete damals: >>Eine neue Ära: Kohl wird Kanzler  
Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik ist am 1. Oktober in Bonn ein konstruktives 
Mißtrauensvotum erfolgreich: Der Bundestag stürzt damit Bundeskanzler Helmut Schmidt 
und beendet dadurch nach 13 Jahren die SPD/FDP Herrschaft. ...  
Der 1930 in Ludwigshafen geborene Pfälzer spricht in seiner Regierungserklärung erstmals 
von einer geistig-politischen Wende, die es zu erreichen gelte. ...<< 
US-Präsident Ronald Reagan erklärte am 5. Mai 1985 während einer Trauerfeier auf dem 
deutschen Soldatenfriedhof in Bitburg (x268/17): >>... Den Deutschen ist ein Schuldgefühl 
aufgezwungen und zu Unrecht auferlegt worden.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die feh-
lende Selbstachtung der Deutschen (x268/234): >>... Im Fall der deutschen Nachkriegsneuro-
se übernehmen im wesentlichen die elektronischen Massenmedien die Rolle der repressiven 
Mehrheit und die gleichsam sprachlose Bevölkerung die der Minderheit. Durch hilfreiche 
Vermittlung dieser Massenkommunikationsmittel sehen sich die Deutschen zur Zeit nicht mit 
ihren eigenen Augen, sondern mit den Augen der ehemaligen Kriegsgegner mit allen ihren 
historischen Irrtümern und Vorurteilen, vor allem sehen sie sich aus der Perspektive des Anti-
germanismus der 40er Jahre. Erinnert sei hier nochmals an die vertrauliche Denkschrift des 
Legationsrats Adam von Trott, eines der Märtyrer des Widerstands, an die amerikanische 
Adresse: die angelsächsischen Länder seien erfüllt von Vorurteilen und pharisäischen Theori-
en und offenbar nicht in der Lage zu verstehen, daß die Deutschen selbst ein unterdrücktes 
Volk seien. ...<< 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker (1920-2015) hielt zum 40. Jahrestag der deutschen 
Kapitulation am 8. Mai 1985 eine Rede im Bundestag. 
Die "BILD-Zeitung" berichtete damals über diese Rede Weizsäckers: >>Weizsäckers große 
Rede zum 8. Mai 
Der Bundespräsident Richard von Weizsäcker hält eine aufsehenerregende Rede zum 40. Jah-
restag des Kriegsendes.  
Vor dem Bundestag erklärt er: "Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit 
von dem menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Nie-
mand wird um dieser Befreiung willen vergessen, welche schweren Leiden für viele Men-
schen mit dem 8. Mai erst begannen und danach folgten. Aber wir dürfen nicht im Ende des 
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Krieges die Ursache für Flucht, Vertreibung und Unfreiheit sehen. Sie liegt vielmehr in sei-
nem Anfang und im Beginn jener Gewaltherrschaft, die zum Krieg führte. ..." 
Der Bundespräsident, Sohn des Staatssekretärs in Ribbentrops Auswärtigen Amt, Ernst von 
Weizsäcker, hebt die Bedeutung der Erinnerung hervor: "Erinnern heißt, eines Geschehens so 
ehrlich und rein zu gedenken, daß es zum Teil des eigenen Innern wird." 
... Je ehrlicher die Deutschen den 8. Mai begingen, desto freier seien sie, sich seinen Folgen 
verantwortlich zu stellen. "Wir brauchen und wir haben die Kraft, der Wahrheit so gut wir es 
können ins Auge zu sehen, ohne Beschönigung und ohne Einseitigkeit". ...<< 
In den Geschichtsbüchern, die im Jahre 1988 für den Gebrauch in Schulen der Bundesrepublik 
Deutschland genehmigt wurden, reduzierte man nochmals die Berichte über die Flucht und 
Vertreibung der Deutschen in Ost-Mitteleuropa, da sie angeblich nicht mehr dem aktuellen 
Zeitgeist entsprechen würden. 
Im Jahre 1988 berichtete man z.B. wie folgt über die Flucht und Vertreibung der Deutschen 
aus Ost-Mitteleuropa (x067/128,201): >>Vor den vorrückenden Truppen flohen Millionen 
Menschen aus den deutschen Ostgebieten. Die Vergeltung für die grausame Besatzungsherr-
schaft der Deutschen in Polen und der Sowjetunion bekamen jetzt vor allem die Frauen mit 
ihren Kindern zu spüren, die in endlosen Flüchtlingstrecks nach Westen ihre Familie und ihr 
letztes Hab und Gut retten suchten. ...<< 
>>... Deutschland wurde in seinem territorialen Umfang um etwa ein Viertel des Standes von 
1937 verkleinert. Die Gebiete östlich der Oder-Neiße kamen unter polnische, der nördliche 
Teil Ostpreußens unter sowjetische Verwaltung. Diese Gebiete gehörten damit nicht mehr zur 
sowjetischen Besatzungszone. Die deutsche Bevölkerung sollte aus diesen Gebieten umgesie-
delt werden. ... 
Wenn man das Potsdamer Abkommen mit dem Versailler Vertrag von 1919 vergleicht, erge-
ben sich große Unterschiede: Die Reparationsleistung fiel verhältnismäßig maßvoll aus; un-
gleich härter trafen das Nachkriegsdeutschland die territorialen Verluste. Denn damit war die 
Vertreibung und Zwangsumsiedlung der deutschen Bevölkerung aus Ostmitteleuropa verbun-
den. ...<<  
Der deutsche Historiker Alois Harasko schrieb im Jahre 1988 über die Vertreibung der Sude-
tendeutschen (x020/107): >>... Eine systematische historische, soziologische und psychologi-
sche oder gar kriminalistische Auswertung der sudetendeutschen Vertreibungsberichte ist bis-
her nicht erfolgt. Seit den Erhebungen in den 40er und frühen 50er Jahren haben sich – von 
einigen regionalen Dokumentationen abgesehen – auch landsmannschaftliche Gremien nicht 
mehr intensiv um eine weiterführende Klärung der Vertreibungsaktionen und um die Erhal-
tung des Wissens um die konkreten Geschehnisse im Bewußtsein der sudetendeutschen Be-
völkerung bemüht. Diesem wurde vielmehr meist nur pauschal in der Errichtung zahlloser 
Gedenkkreuze, Kapellen und Mahnmale für die etwa 240.000 im Zuge der Vertreibung zu 
Tode gebrachten Landsleute Genüge getan.  
Die an diesen Stätten gewöhnlich während ungezählter größerer und kleinerer Heimattreffen 
abgehaltenen Feiern waren im Zeichen der Versöhnungsbereitschaft vornehmlich vom Geist 
der Charta der Heimatvertriebenen aus dem Jahre 1950 bestimmt.  
Eine gesellschaftliche Aufarbeitung selbst auch nur in dieser Form wurde aber andererseits im 
tschechischen Volk bisher von Staats wegen unmöglich gemacht. Nur ein einziges Beispiel 
für einen solchen Ansatz in der Zeit des Prager Frühlings ist bekannt geworden, als nämlich 
Teile der tschechischen Bevölkerung der südmährischen Stadt Pohrlitz an zwei der in der Nä-
he befindlichen Massengräber eine bescheidene Gedenkstätte errichten wollten.  
Daß aber anstatt dessen über diesen Gräbern der dort im Zuge der Austreibung der Brünner 
Deutschen am Fronleichnamstag 1945 zu Tode gekommenen 450 Menschen 2 landwirtschaft-
liche Gebäude zur Tierhaltung errichtet wurden, läßt vermuten, daß die Bewältigung eines die 
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Nachbarschaft im Herzen Europas belastenden Geschehens, das zugleich ein die nächsten Ge-
nerationen des tschechischen Volkes prägendes Trauma bedeuten dürfte, auch in der nächsten 
Zukunft kaum zu erwarten ist. ...<< 
 


